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Wenn Pflege unbezahlbar wird

D eutschland steckt in ei-
nem Pflegenotstand. Es
fehlen zehntausende

Pflegekräfte, Pflegeheime arbei-
ten an der Belastungsgrenze,
und die Kosten steigen seit Jah-
ren drastisch.
Gleichzeitig verschärfen der

demografische Wandel und die
gesellschaftlich modernen
Strukturen die Lage: Die Zahl
hochbetagter Menschen
wächst, während die Zahl der
Erwerbstätigen sinkt. Genera-
tionenhäuser sind die Ausnah-
me. Gerade in Großstädten ver-
einsamen die Menschen, insbe-
sondere Rentner.
Was früher als abgesichert

galt, ist heute für viele nicht
mehr bezahlbar. Ein Pflege-
heimplatz kostet, je nach Regi-
on und Pflegegrad, schnell 3000
bis 4500 Euro monatlich, oft
deutlich mehr. Die Pflegeversi-
cherung übernimmt davon nur
einen Teil. Der Eigenanteil
bleibt hoch – und steigt weiter.

Pflege wird damit faktisch zum
Luxusgut.Wer nicht ausreichend
vorgesorgt hat oder über erheb-
liches Vermögen verfügt, steht
vor existenziellen Fragen. Rei-
chen Rente, Pflegeversicherung
und vorhandenes Vermögen
nicht aus, bleibt nur der Antrag
auf Hilfe zur Pflege beim zu-
ständigen Sozialhilfeträger.
Dieser Schritt fällt vielen

schwer. Er ist mit Scham be-
setzt, mit Angst vor Kontroll-
verlust und mit der Sorge, was
der Staat nun verlangen könnte.
Diese Sorge ist nicht unbegrün-

det, denn die Sozialhilfe ist
nachrangig. Das bedeutet: Zu-
nächstmuss geprüft werden, ob
eigenes Einkommen oder Ver-
mögen einzusetzen ist und ob
Dritte herangezogen werden
können.

Eine der häufigsten Fragen lau-
tet: Muss das Haus verkauft wer-
den, um die Pflege zu finanzieren?
Die Antwort lautet: Nein, je-
denfalls nicht zwangsläufig.
Zwar zählt eine Immobilie
grundsätzlich zum verwertba-
ren Vermögen. Der Verkauf ist
jedoch das letzte Mittel. Das So-
zialrecht verlangt ausdrücklich,
dass zunächst mildere Mittel
geprüft werden, wie beispiels-
weise die Vermietung der Im-
mobilie oder die Aufnahme ei-
nes Darlehens.

Darüber hinaus kann das Ei-
genheim unter Umständen
vollständig geschützt sein,
wenn bestimmte Vorausset-
zungen vorliegen. Die Frage der
Verwertbarkeit ist hochgradig
einzelfallabhängig. Pauschale
Aussagen helfen hier nicht wei-
ter – rechtliche Prüfung schon.

Lange Zeit war die Angst groß,
dass Kinder für die Pflege ihrer El-
tern finanziell einstehen müssen.
Diese Sorge hat der Gesetzgeber
mit dem Angehörigen-Entlas-
tungsgesetz deutlich reduziert.
Seit 2020 gilt: Kinder werden
nur dann zum Unterhalt heran-
gezogen, wenn ihr Bruttojah-
reseinkommen über 100000
Euro liegt.

Liegt das Einkommen darun-
ter, scheidet eine Heranziehung
aus, ohne detaillierte Vermö-
gensprüfung. Für die allermeis-
ten Familien bedeutet das eine
erhebliche Entlastung. Liegt das
Bruttojahreseinkommen über
100000 Euro, wird eine Vermö-
gensprüfung erforderlich.

Besonders konfliktträchtig wird
es bei lebzeitigen Schenkungen in
den vergangenen zehn Jahren vor
Antragstellung. Viele Menschen
übertragen frühzeitig Immobi-
lien oder größere Vermögens-
werte auf ihre Kinder, oft in der
Annahme, damit „alles gere-
gelt“ zu haben.

Doch Vorsicht: Wird später
Sozialhilfe benötigt, prüft der

Sozialhilfeträger, ob Schenkun-
gen rückgängig gemacht oder
berücksichtigt werden können.
Auch hier gilt: Es kommt auf
den Einzelfall an, auf den Zeit-
punkt, die Ausgestaltung der
Schenkung, mögliche Gegen-
leistungen, wie etwa Pflege,
oder Wohnrechte, und auf die
aktuelle Lebenssituation aller
Beteiligten.

Lebzeitige Übertragungen sind
ein taugliches Mittel, um zum Bei-
spiel Pflichtteilsrechte oder eine
spätere Erbschaftssteuer zu redu-
zieren. Dabei darf der beratende
Rechtsanwalt eine spätere Pfle-
gebedürftigkeit und deren Kon-
sequenzen nicht außer Acht las-
sen – damit die Pflegebedürftig-
keit, die ohnehin mit weitrei-
chenden Erschwernissen für
den zu Pflegenden sowie des-
sen nahen Angehörigen ver-
bunden ist, nicht noch weitere
Konsequenzen nach sich
zieht.
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Pflegebedürftigkeit ist
kein Randthema mehr.
Viele verdrängen die
Frage, bis sie
unausweichlich wird:
Wer bezahlt die Pflege im
Alter, wenn die eigene
Rente und das Vermögen
nicht mehr reicht?

Für viele Menschen ist die Pflege im Alter nicht mehr bezahlbar. Auch rechtlch sollte man einiges bei der Vor-
sorge beachten.

Ein klar geregelter Nachlass verhindert Streit unter A ngehörigen. D arum sollte e in Testament m öglichst früh aufgesetzt w erden.




